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Niedersächsisches Gesetz
zum Schutz der Berufsbezeichnung 

„Staatlich geprüfte Lebensmittelchemikerin“ und
„Staatlich geprüfter Lebensmittelchemiker“

(NLMChemG)*)

Vom 16. Mai 2017

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1

Berufsbezeichnung

Die Berufsbezeichnung „Staatlich geprüfte Lebensmittel-
chemikerin“ oder „Staatlich geprüfter Lebensmittelchemiker“
oder eine ähnliche Bezeichnung darf nur führen, wer über eine
Erlaubnis nach diesem Gesetz oder eine entsprechende Erlaub-
nis eines anderen Bundeslandes verfügt oder sonst nach die-
sem Gesetz dazu berechtigt ist. 

§ 2

Voraussetzungen der Erlaubnis,
Aufnahme in die berufspraktische Ausbildung

(1) 1Eine Erlaubnis zum Führen der Berufsbezeichnung „Staat-
lich geprüfte Lebensmittelchemikerin“ oder „Staatlich geprüf-
ter Lebensmittelchemiker“ erhält auf Antrag, wer

1. ein Studium der Lebensmittelchemie mit einer Regelstu-
dienzeit von neun Semestern an einer deutschen Universi-
tät abgeschlossen hat und danach eine berufspraktische Aus-
bildung von einem Jahr absolviert hat sowie die staatliche
Gesamtprüfung für staatlich geprüfte Lebensmittelchemi-
kerinnen und staatlich geprüfte Lebensmittelchemiker be-
standen hat oder

2. eine nach dem Niedersächsischen Berufsqualifikationsfest-
stellungsgesetz gleichwertige Berufsqualifikation besitzt.

2Die staatliche Gesamtprüfung besteht aus drei Prüfungsab-
schnitten. 3Die Prüfungen des Ersten und des Zweiten Prü-
fungsabschnitts werden im Rahmen des Studiums und die
Prüfungen des Dritten Prüfungsabschnitts im Rahmen der be-
rufspraktischen Ausbildung abgelegt.

(2) Wer ein Studium der Lebensmittelchemie mit einer Re-
gelstudienzeit von neun Semestern an einer deutschen Uni-
versität abgeschlossen hat oder eine nach dem Niedersäch-
sischen Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz gleichwertige
Berufsqualifikation besitzt, wird auf Antrag in entsprechender
Anwendung des § 119 Abs. 1 bis 3 des Niedersächsischen Be-
amtengesetzes in die berufspraktische Ausbildung aufgenom-
men.

§ 3

Berechtigung im Rahmen
des europäischen Dienstleistungsverkehrs

(1) 1Personen, die als

1. Staatsangehörige eines Mitgliedstaates der Europäischen
Union, eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über
den Europäischen Wirtschaftsraum oder eines durch Ab-
kommen gleichgestellten Staates oder

2. Staatsangehörige eines Drittstaates, die wegen besonderer
persönlicher Merkmale hinsichtlich der Anerkennung von
Ausbildungsnachweisen nach dem Recht der Europäischen
Union gleichzustellen sind,

*) Dieses Gesetz dient auch der Umsetzung der Richtlinie 2005/36/EG
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. September 2005
über die Anerkennung von Berufsqualifikationen (ABl. EU Nr. L 255
S. 22; 2007 Nr. L 271 S. 18; 2008 Nr. L 93 S. 28; 2009 Nr. L 33 S. 49;
2014 Nr. L 305 S. 115), zuletzt geändert durch den Delegierten
Beschluss EU 2016/790 der Kommission vom 13. Januar 2016 (ABl.
EU Nr. L 134 S. 135).

in einem in Nummer 1 genannten Staat rechtmäßig niederge-
lassen sind und dort die Berufsbezeichnung „Staatlich geprüfte
Lebensmittelchemikerin“ oder „Staatlich geprüfter Lebensmit-
telchemiker“ oder eine ähnliche Bezeichnung führen dürfen
und ihren Beruf nur vorübergehend und gelegentlich in Nie-
dersachsen ausüben, sind berechtigt, dabei die Berufsbezeich-
nung „Staatlich geprüfte Lebensmittelchemikerin“ oder „Staat-
lich geprüfter Lebensmittelchemiker“ oder die ähnliche Bezeich-
nung, die sie in ihrem Niederlassungsstaat führen dürfen, zu
führen, wenn sie sich nach Maßgabe der Absätze 2 und 3 bei
der zuständigen Behörde gemeldet haben und die zuständige
Behörde das Führen der Berufsbezeichnung nicht nach Ab-
satz 4 Satz 6 untersagt hat. 2Wenn weder der Beruf noch die
Ausbildung zu diesem Beruf im Niederlassungsstaat regle-
mentiert ist, gilt Satz 1 nur dann, wenn der Beruf in den ver-
gangenen zehn Jahren mindestens ein Jahr lang in einem oder
mehreren in Satz 1 Nr. 1 genannten Staaten ausgeübt wurde.
3Der vorübergehende und gelegentliche Charakter der Berufs-
ausübung wird insbesondere anhand von Dauer, Häufigkeit,
regelmäßiger Wiederkehr und Kontinuität der Berufsaus-
übung in Niedersachsen beurteilt.

(2) 1Wer erstmals eine Dienstleistung gemäß Absatz 1 in
Niedersachsen erbringen will, hat dies der zuständigen Behör-
de vorher schriftlich zu melden, es sei denn, dass sie oder er
sich bereits in einem anderen Bundesland gemeldet hat. 2Das
Verfahren kann auch über eine einheitliche Stelle nach den
Vorschriften des Verwaltungsverfahrensgesetzes und des Nie-
dersächsischen Gesetzes über Einheitliche Ansprechpartner
abgewickelt werden. 3Mit der Meldung sind vorzulegen:

1. ein Staatsangehörigkeitsnachweis,

2. eine Bescheinigung darüber, dass die Dienstleisterin oder
der Dienstleister in einem in Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 genann-
ten Staat rechtmäßig niedergelassen ist und dort die Berufs-
bezeichnung „Staatlich geprüfte Lebensmittelchemikerin“
oder „Staatlich geprüfter Lebensmittelchemiker“ oder eine
ähnliche Bezeichnung führen darf, und darüber, dass ihr
oder ihm die Ausübung des Berufs nicht, auch nicht vor-
übergehend, untersagt ist,

3. ein Berufsqualifikationsnachweis und

4. für den Fall, dass weder der Beruf noch die Ausbildung zu
dem Beruf in dem Niederlassungsstaat reglementiert ist,
ein Nachweis darüber, dass der Beruf in einem oder meh-
reren der in Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 genannten Staaten wäh-
rend der vorhergehenden zehn Jahre mindestens ein Jahr
lang ausgeübt wurde.

4Unterlagen, die in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union
oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über
den Europäischen Wirtschaftsraum ausgestellt oder anerkannt
wurden, können abweichend von Satz 1 auch elektronisch über-
mittelt werden. 5Im Fall begründeter Zweifel an der Echtheit
der nach Satz 4 übermittelten Unterlagen und soweit unbe-
dingt geboten, kann sich die zuständige Behörde an die zu-
ständige Behörde des Staates wenden, in dem die Unterlagen
ausgestellt oder anerkannt wurden, und die Person, die die
Nachweise übermittelt hat, auffordern, beglaubigte Kopien vor-
zulegen. 6Beide Maßnahmen hemmen nicht den Lauf der Fris-
ten nach Absatz 4.

(3) 1Ist seit der letzten Meldung ein Jahr vergangen und be-
absichtigt die Dienstleisterin oder der Dienstleister weiterhin,
Dienstleistungen gemäß Absatz 1 in Niedersachsen zu erbrin-
gen, so hat sie oder er dies der zuständigen Behörde zu mel-
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den. 2Hat sich die in den bisher vorgelegten Dokumenten
bescheinigte Situation wesentlich geändert, so hat die Dienst-
leisterin oder der Dienstleister dies unter Vorlage der entspre-
chenden Dokumente zu melden. 3Absatz 2 Sätze 2 und 4 bis 6
gilt entsprechend.

(4) 1Bei der erstmaligen Meldung nach Absatz 2 überprüft
die zuständige Behörde die Berufsqualifikation der Dienstleis-
terin oder des Dienstleisters. 2Die zuständige Behörde hat der
Dienstleisterin oder dem Dienstleister innerhalb eines Monats
nach Eingang der vollständigen Unterlagen das Ergebnis der
Prüfung mitzuteilen. 3Ist die Prüfung nicht fristgerecht mög-
lich, so teilt sie die Gründe für die Verzögerung der Dienstleis-
terin oder dem Dienstleister innerhalb der Monatsfrist mit.
4Die Entscheidung muss vor Ablauf des zweiten Monats nach
Eingang der vollständigen Unterlagen ergehen. 5Bleibt die Be-
rufsqualifikation der Dienstleisterin oder des Dienstleisters so
weit hinter den Anforderungen des § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 zu-
rück, dass die fehlenden Kenntnisse, Fähigkeiten und Kompe-
tenzen die öffentliche Gesundheit oder Sicherheit gefährden,
und können die fehlenden Kenntnisse, Fähigkeiten und Kom-
petenzen weder durch Berufserfahrung noch durch sonstige
nachgewiesene einschlägige Qualifikationen ausgeglichen wer-
den, so gibt die zuständige Behörde der Dienstleisterin oder
dem Dienstleister die Möglichkeit, durch eine Eignungsprü-
fung nachzuweisen, dass sie oder er die zum Ausschluss die-
ser Gefährdung erforderlichen Kenntnisse, Fähigkeiten oder
Kompetenzen erworben hat. 6Die zuständige Behörde trifft auf
dieser Grundlage die Entscheidung, ob sie das Führen der Be-
rufsbezeichnung erlaubt oder untersagt. 7Die Erbringung der
Dienstleistung muss innerhalb des Monats erfolgen können,
der auf die nach den Sätzen 2 bis 4 getroffene Entscheidung
folgt. 8Erfüllt die zuständige Behörde die in den Sätzen 1 bis 7
genannten Pflichten nicht fristgerecht, so darf die Dienstleis-
tung gemäß Absatz 1 erbracht werden.

(5) 1Die zuständige Behörde kann bei berechtigten Zweifeln
von der zuständigen Behörde des Niederlassungsstaates alle
Informationen über die Rechtmäßigkeit der Niederlassung
und die gute Führung der Dienstleisterin oder des Dienstleis-
ters anfordern sowie Informationen darüber, dass keine be-
rufsbezogenen disziplinarischen oder strafrechtlichen Sank-
tionen vorliegen. 2Zudem kann die zuständige Behörde im
Rahmen der Prüfung nach Absatz 4 von der zuständigen Be-
hörde des Niederlassungsstaates Informationen über die Aus-
bildungsgänge der Dienstleisterin oder des Dienstleisters an-
fordern, soweit dies für die Beurteilung der Frage, ob wesentli-
che Unterschiede vorliegen, die der öffentlichen Gesundheit
wahrscheinlich abträglich sind, erforderlich ist. 

§ 4

Beschwerdeverfahren im Dienstleistungsverkehr

(1) Beschwert sich eine Dienstleistungsempfängerin oder ein
Dienstleistungsempfänger bei der zuständigen Behörde über
eine in Niedersachsen gemäß § 3 Abs. 1 erbrachte Dienstleis-
tung, so holt die zuständige Behörde die für das Beschwerde-
verfahren erforderlichen Informationen bei der zuständigen
Behörde des Niederlassungsstaates ein und unterrichtet die
Empfängerin oder den Empfänger der Dienstleistung über das
Ergebnis des Beschwerdeverfahrens.

(2) Auf Anforderung der zuständigen Behörde eines in § 3
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 genannten Staates übermittelt die zustän-
dige Behörde diejenigen Informationen über Berufsangehöri-
ge, die zur Durchführung eines Beschwerdeverfahrens wegen
einer dort erbrachten Dienstleistung erforderlich sind.

§ 5

Bescheinigungen für den Dienstleistungsverkehr

Staatsangehörige eines in § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 genannten
Staates, die in Niedersachsen zur Ausübung des Berufs der
staatlich geprüften Lebensmittelchemikerin oder des staatlich
geprüften Lebensmittelchemikers rechtmäßig niedergelassen

sind, erhalten von der zuständigen Behörde die Bescheinigun-
gen, die für eine Meldung im Sinne des Artikels 7 der Richt-
linie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 7. September 2005 über die Anerkennung von Berufs-
qualifikationen (ABl. EU Nr. L 255 S. 22; 2007 Nr. L 271 S. 18;
2008 Nr. L 93 S. 28; 2009 Nr. L 33 S. 49; 2014 Nr. L 305 S. 115),
zuletzt geändert durch den Delegierten Beschluss (EU) 2016/
790 der Kommission vom 13. Januar 2016 (ABl. EU Nr. L 134
S. 135), in einem anderen in § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 genannten
Staat erforderlich sind.

§ 6

Zusammenarbeit und Amtshilfe
im Dienstleistungsverkehr

(1) 1Die zuständige Behörde arbeitet in Bezug auf den Beruf
der staatlich geprüften Lebensmittelchemikerin und des staat-
lich geprüften Lebensmittelchemikers mit den zuständigen
Behörden der in § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 genannten Staaten eng
zusammen und leistet diesen Amtshilfe. 2Sie übermittelt auf
Ersuchen der zuständigen Behörde eines in § 3 Abs. 1 Satz 1
Nr. 1 genannten Staates die Daten, die für die Anerkennung
der Berufsqualifikation oder zur vorübergehenden und gele-
gentlichen Berufsausübung erforderlich sind.

(2) 1Die zuständige Behörde unterrichtet die zuständige Be-
hörde eines in § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 genannten Herkunfts-
oder Niederlassungsstaates über Sachverhalte, die sich auf die
Ausübung des Berufs auswirken können, insbesondere über
berufsbezogene Sanktionen. 2Dabei sind die Rechtsvorschrif-
ten über den Schutz personenbezogener Daten einzuhalten.

(3) Wird die zuständige Behörde von der zuständigen Be-
hörde eines in § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 genannten Aufnahme-
staates über einen in Absatz 2 Satz 1 genannten Sachverhalt
unterrichtet, so prüft sie die Richtigkeit des Sachverhaltes, be-
findet über Art und Umfang der durchzuführenden Prüfungen
und unterrichtet die zuständige Behörde des Aufnahmestaates
über die Folgerungen, die sie aus dem übermittelten Sachver-
halt gezogen hat.

(4) 1Für die Übermittlung von Informationen nach den Ab-
sätzen 1 bis 3 nutzt die zuständige Behörde das Binnenmarkt-
Informationssystem (IMI). 2Ist ein Staat nicht an das Binnen-
markt-Informationssystem (IMI) angeschlossen, so sind die In-
formationen auf andere Weise zu übermitteln.

§ 7

Zuständige Behörde

Zuständige Behörde für die Ausführung dieses Gesetzes ist
das für den gesundheitlichen Verbraucherschutz zuständige
Ministerium.

§ 8

Verordnungsermächtigung

1Das für den gesundheitlichen Verbraucherschutz zuständi-
ge Ministerium wird ermächtigt, durch Verordnung das Nähere
über das Studium, die berufspraktische Ausbildung und die
staatliche Gesamtprüfung zu regeln, insbesondere

1. die Inhalte und die Ausgestaltung des Studiums und der
berufspraktischen Ausbildung,

2. das Nähere zur Aufnahme in die berufspraktische Ausbil-
dung, insbesondere das Bewerbungs- und Aufnahmever-
fahren, das Nähere über die Ermittlung der Ausbildungs-
kapazitäten, die Kriterien für die Auswahl nach der Quali-
fikation, die Kriterien für die Auswahl in Fällen außerge-
wöhnlicher Härte und das Nähere über die Berechnung
der Wartezeit,

3. die Anrechnung von Studienleistungen und Prüfungsleis-
tungen auf das Studium sowie von Zeiten gleichwertiger
Tätigkeiten auf die Zeit der berufspraktischen Ausbildung,
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4. die Inhalte und die Durchführung der Prüfungen in den
drei Prüfungsabschnitten der staatlichen Gesamtprüfung,
die Bildung von Prüfungsausschüssen, die Zulassung zu
den Prüfungsabschnitten, die Bewertung der Prüfungsleis-
tungen und das Bestehen der Prüfungen, die Wiederholung
von Prüfungsabschnitten und die Folgen von Versäumnis-
sen, Täuschungen und Ordnungsverstößen.

2In der Verordnung kann vorgesehen werden, dass Hoch-
schulprüfungen den Ersten und Zweiten Prüfungsabschnitt
der staatlichen Gesamtprüfung ersetzen.

§ 9

Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer die Berufsbezeichnung
„Staatlich geprüfte Lebensmittelchemikerin“ oder „Staatlich ge-
prüfter Lebensmittelchemiker“ oder eine ähnliche Berufsbe-
zeichnung führt, ohne dazu berechtigt zu sein.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu
5 000 Euro geahndet werden.

§ 10

Übergangsvorschrift

1Zum Führen der Berufsbezeichnung „Staatlich geprüfte Le-
bensmittelchemikerin“ oder „Staatlich geprüfter Lebensmit-
telchemiker“ ist auch berechtigt, wer nach dem Gesetz zum
Schutz der Berufsbezeichnung „Lebensmittelchemiker“ vom
27. Juni 1977 (Nds. GVBl. S. 203) zum Führen der Berufsbe-
zeichnung „Lebensmittelchemikerin“ oder „Lebensmittelche-
miker“ berechtigt war. 2Über die Berechtigung nach Satz 1 ist
auf Antrag ein Nachweis auszustellen.

§ 11

Inkrafttreten

1Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in
Kraft. 2Gleichzeitig tritt das Gesetz zum Schutz der Berufsbe-
zeichnung „Lebensmittelchemiker“ vom 27. Juni 1977 (Nds.
GVBl. S. 203) außer Kraft.

Hannover, den 16. Mai 2017

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Bernd  B u s e m a n n

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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G e s e t z
über das „Sondervermögen zur Nachholung

von Investitionen bei den Hochschulen 
in staatlicher Verantwortung“

Vom 16. Mai 2017

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1

Errichtung

1Das Land Niedersachsen errichtet ein zweckgebundenes,
nicht rechtsfähiges „Sondervermögen zur Nachholung von In-
vestitionen bei den Hochschulen in staatlicher Verantwor-
tung“. 2Das Sondervermögen ist von dem übrigen Vermögen
des Landes getrennt zu halten.

§ 2

Zweck des Sondervermögens

Das Sondervermögen dient dazu, den Nachholbedarf an In-
vestitionen

1. bei der Medizinischen Hochschule Hannover und bei der
Universität Göttingen in der Universitätsmedizin jeweils
im Bereich der Krankenversorgung sowie

2. bei der Universität Göttingen außerhalb der Universitäts-
medizin und bei den übrigen Hochschulen in staatlicher
Verantwortung mit Ausnahme der Norddeutschen Hoch-
schule für Rechtspflege 

abzubauen und die Bereitstellung der Mittel dafür mehrjährig
zu sichern.

§ 3

Finanzierung des Sondervermögens

1Das Land führt dem Sondervermögen im Haushaltsjahr
2017 durch Umbuchung aus dem Bestand der allgemeinen
Rücklage einen Betrag in Höhe von 750 000 000 Euro zu. 2Zur
Erfüllung der über diesen Betrag hinaus gemäß § 6 Abs. 1 und 2
eingegangenen Verpflichtungen sind dem Sondervermögen
rechtzeitig weitere Mittel aus dem Landeshaushalt zuzufüh-
ren. 3Darüber hinaus können dem Sondervermögen Mittel aus
dem Landeshaushalt zugeführt werden.

§ 4

Zweckbindung

1Das Sondervermögen darf nur zur Finanzierung von Inves-
titionsmaßnahmen einschließlich deren Planung, Steuerung
und Überwachung verwendet werden, die zum Ziel haben,
den Nachholbedarf an Investitionen in den in § 2 genannten
Bereichen abzubauen. 2Die Finanzierung von Investitionen nach
§ 2 Nr. 2 darf den Gesamtbetrag von 150 000 000 Euro nicht
überschreiten. 3Ein Rechtsanspruch auf eine Finanzierung aus
dem Sondervermögen besteht nicht.

§ 5

Planung und Veranschlagung 
der einzelnen Maßnahmen

1Voraussetzung für eine Finanzierung aus dem Sonderver-
mögen ist, dass die sich für künftige Haushaltsjahre ergeben-
den Mittelbedarfe in einen Maßnahmenfinanzierungsplan
aufgenommen werden, in dem darzustellen ist, dass die in den
einzelnen Haushaltsjahren zu leistenden Ausgaben die im
Sondervermögen jährlich zur Verfügung stehenden Mittel
nicht überschreiten; dieser Plan ist hinsichtlich der Bestim-
mung der darin aufgeführten Maßnahmen für die Bewirt-
schaftung verbindlich. 2Der Maßnahmenfinanzierungsplan ist
jährlich fortzuschreiben. 3Bei den Investitionsmaßnahmen nach
§ 2 Nr. 1 ist zusätzlich erforderlich, dass

1. eine Vereinbarung über deren zentrale Steuerung zwischen
den beiden Hochschulen nach § 2 Nr. 1, dem Fachminis-
terium und dem Finanzministerium getroffen wurde,

2. für die jeweilige Universitätsmedizin der beiden Hoch-
schulen eine bauliche Entwicklungsplanung mit einzel-
nen Bauabschnitten vorliegt,

3. eine auf der Grundlage der jeweiligen Entwicklungspla-
nung (Nummer 2) erstellte Finanzplanung vom Ausschuss
für Haushalt und Finanzen des Niedersächsischen Landta-
ges zur Kenntnis genommen wurde.

4Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen für Maßnah-
men nach Satz 3 dürfen nur veranschlagt werden, wenn die
Voraussetzungen nach den Sätzen 1 und 3 vorliegen. 5§ 24
Abs. 1 und 3 bis 5 der Niedersächsischen Landeshaushalts-
ordnung bleibt unberührt.

§ 6

Bewirtschaftung und Anlage der Mittel

(1) 1Verpflichtungen für Maßnahmen nach § 2 Nr. 1 dürfen
bis zur Höhe der für das Sondervermögen veranschlagten Er-
mächtigungen (§ 8 Satz 2) eingegangen werden. 2Abweichend
von Satz 1 dürfen Verpflichtungen für Kosten der Planung
eingegangen werden.

(2) Verpflichtungen für Maßnahmen nach § 2 Nr. 2 dürfen
bis zur Höhe von insgesamt 150 000 000 Euro eingegangen
werden.

(3) 1Vorläufig nicht für Ausgaben benötigte Mittel des Sonder-
vermögens können zu marktgerechten Bedingungen als Darle-
hen an die Hannoversche Beteiligungsgesellschaft Nieder-
sachsen mbH gewährt werden. 2Zins- und Tilgungszahlungen
der Hannoverschen Beteiligungsgesellschaft Niedersachsen
mbH fließen dem Sondervermögen zu. 

§ 7

Verwaltung

1Das Sondervermögen wird vom Ministerium für Wissen-
schaft und Kultur verwaltet. 2Abweichend hiervon entschei-
det das Finanzministerium über die Gewährung von Darlehen
nach § 6 Abs. 3 und schließt die entsprechenden Vereinba-
rungen ab.

§ 8

Übersicht und Nachweis

1Für jedes Haushaltsjahr wird eine Übersicht über die Ein-
nahmen, Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen des
Sondervermögens erstellt. 2Diese Übersicht ist Bestandteil des
Haushaltsplans des Landes und wird als Kapitel 50 62 im Ein-
zelplan 06 ausgewiesen. 3Am Schluss eines jeden Haushalts-
jahres wird der Haushaltsrechnung des Landes ein Nachweis
über die Einnahmen und Ausgaben sowie den Bestand des
Sondervermögens beigefügt.

§ 9

Auflösung des Sondervermögens

Das Sondervermögen gilt als aufgelöst, wenn der Bestand
vollständig entsprechend der Zweckbindung verausgabt wurde.



Nds. GVBl. Nr. 8/2017, ausgegeben am 23. 5. 2017

154

§ 10

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.

Hannover, den 16. Mai 2017

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Bernd  B u s e m a n n

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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V e r o r d n u n g
über die staatliche Anerkennung von Berufsqualifikationen

auf dem Gebiet der Sozialen Arbeit, der Heilpädagogik
und der Bildung und Erziehung in der Kindheit

(SozHeilKindVO)*)

Vom 17. Mai 2017

Aufgrund des § 7 Abs. 6 Sätze 1 und 2 des Niedersächsischen
Hochschulgesetzes in der Fassung vom 26. Februar 2007
(Nds. GVBl. S. 69), zuletzt geändert durch Artikel 12 des Ge-
setzes vom 20. Dezember 2016 (Nds. GVBl. S. 308), wird ver-
ordnet:

I n h a l t s ü b e r s i c h t

E r s t e r  T e i l

Anerkennung auf dem Gebiet der Sozialen Arbeit

E r s t e r  A b s c h n i t t

Allgemeines

§   1 Staatliche Anerkennung
§   2 Gleichwertige Befähigung
§   3 Anerkennungsverfahren

Z w e i t e r  A b s c h n i t t 

Zweiphasige Ausbildung und andere gestufte Ausbildung

§   4 Ziel und Dauer des Berufsanerkennungsjahres
§   5 Ausbildungsstellen
§   6 Ausbildungsvertrag
§   7 Begleitende Lehrveranstaltungen
§   8 Beurteilungen, Praxisbericht
§   9 Zulassung zum Kolloquium
§ 10 Kolloquium
§ 11 Beurteilung des Kolloquiums, Wiederholung, Nichtbestehen
§ 12 Rücktritt, Verhinderung, Versäumnis
§ 13 Übergangsbestimmung

D r i t t e r  A b s c h n i t t

Einphasige Ausbildung

§ 14 Praktische Studienzeit

Z w e i t e r  T e i l

Anerkennung auf dem Gebiet der Heilpädagogik

§ 15 Staatliche Anerkennung
§ 16 Praktische Studienzeit
§ 17 Anerkennungsverfahren
§ 18 Übergangsbestimmung

D r i t t e r  T e i l

Anerkennung auf dem Gebiet der Bildung und Erziehung
in der Kindheit

§ 19 Staatliche Anerkennung
§ 20 Praktische Studienzeit
§ 21 Anerkennungsverfahren

V i e r t e r  T e i l

Schlussvorschriften

§ 22 Inkrafttreten

*) Diese Verordnung dient auch der Umsetzung der Richtlinie 2005/
36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. Septem-
ber 2005 über die Anerkennung von Berufsqualifikationen (ABl. EU
Nr. L 255 S. 22; 2007 Nr. L 271 S. 18; 2008 Nr. L 93 S. 28; 2009
Nr. L 33 S. 49; 2014 Nr. L 305 S. 115), zuletzt geändert durch
den Delegierten Beschluss (EU) 2016/790 der Kommission vom
13. Januar 2016 (ABl. EU Nr. L 134 S. 135).

E r s t e r  T e il

Anerkennung auf dem Gebiet der Sozialen Arbeit

E r s t e r  A b s c h n i t t

Allgemeines

§ 1

Staatliche Anerkennung

(1) Die staatliche Anerkennung als Sozialarbeiterin (B. A.),
Sozialarbeiter (B. A.), Sozialpädagogin (B. A.) oder Sozialpäd-
agoge (B. A.) erhält auf Antrag, wer

1. ein Hochschulstudium auf dem Gebiet der Sozialen Arbeit,
das zur Sozialarbeiterin, zum Sozialarbeiter, zur Sozial-
pädagogin oder zum Sozialpädagogen qualifiziert im Inland
abgeschlossen hat, ausgenommen ein in Nummer 4 ge-
nanntes Studium, und anschließend ein Berufsanerken-
nungsjahr (§§ 4 bis 8 Abs. 1 bis 3) erfolgreich abgeschlos-
sen und in Niedersachsen das Kolloquium (§ 9 Abs. 1 und
§§ 10 bis 12) bestanden hat (zweiphasige Ausbildung),

2. in Niedersachsen ein Hochschulstudium auf dem Gebiet
der Sozialen Arbeit abgeschlossen hat, das zur Sozialarbei-
terin, zum Sozialarbeiter, zur Sozialpädagogin oder zum
Sozialpädagogen qualifiziert und eine praktische Studien-
zeit (§ 14) einschließt (einphasige Ausbildung),

3. ein Hochschulstudium auf dem Gebiet der Sozialen Arbeit
vor dem 1. Januar 2012 abgeschlossen hat, das zur Sozial-
arbeiterin, zum Sozialarbeiter, zur Sozialpädagogin oder zum
Sozialpädagogen qualifiziert und anschließend auf dem
Gebiet der Sozialen Arbeit mindestens fünf Jahre lang in
Vollzeit, in Teilzeit entsprechend länger, erfolgreich tätig
war, einen mit „bestanden“ beurteilten Praxisbericht (§ 8
Abs. 4) angefertigt und in Niedersachsen das Kolloquium
(§ 9 Abs. 2 und §§ 10 bis 12) bestanden hat (andere gestufte
Ausbildung),

4. an der Universität Lüneburg das Studium im Diplom-Stu-
diengang Sozialpädagogik oder an der Universität Hildes-
heim das Studium im Diplom-Studiengang Sozial- und Or-
ganisationspädagogik auf dem Gebiet der Sozialen Arbeit
abgeschlossen hat, das zur Sozialarbeiterin, zum Sozialar-
beiter, zur Sozialpädagogin oder zum Sozialpädagogen
qualifiziert, und wesentliche Unterschiede zu einer in ei-
nem Abschluss nach Nummer 1 erworbenen Qualifikation
durch den Erwerb entsprechender Kompetenzen im Rah-
men eines Angebots einer niedersächsischen Hochschule
ausgleicht und nach dem Studium

a) ein Berufsanerkennungsjahr (§§ 4 bis 8 Abs. 1 bis 3) er-
folgreich abgeschlossen und das Kolloquium (§ 9 Abs. 1
und §§ 10 bis 12) bestanden hat (andere gestufte Aus-
bildung) oder

b) auf dem Gebiet der Sozialen Arbeit mindestens fünf
Jahre lang in Vollzeit, in Teilzeit entsprechend länger,
erfolgreich tätig war, einen mit „bestanden“ beurteilten
Praxisbericht (§ 8 Abs. 4) angefertigt und in Nieder-
sachsen das Kolloquium (§ 9 Abs. 2 und §§ 10 bis 12)
bestanden hat (andere gestufte Ausbildung),

oder

5. aufgrund einer im Ausland abgeschlossenen Ausbildung
über eine gleichwertige Befähigung (§ 2) verfügt.

2Die berufliche Tätigkeit ist erfolgreich, wenn der Arbeitgeber
bestätigt, dass eine Tätigkeit auf dem Gebiet der Sozialen Ar-
beit gemäß den Anforderungen ausgeübt wurde.
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(2) Die staatliche Anerkennung ist zu versagen, wenn die
Antragstellerin oder der Antragsteller die für die Ausübung des
Berufs erforderliche Zuverlässigkeit nicht besitzt oder nicht
über die für die Ausübung der Berufstätigkeit erforderlichen
Kenntnisse der deutschen Sprache verfügt.

(3) Die in einem anderen Bundesland erteilte staatliche An-
erkennung gilt auch in Niedersachsen.  

§ 2

Gleichwertige Befähigung

(1) 1Staatsangehörige eines Mitgliedstaates der Europäischen
Union haben vorbehaltlich der Absätze 2 bis 4 eine gleichwer-
tige Befähigung im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 5, wenn sie die
Voraussetzungen des Artikels 13 Abs. 1 oder 2 der Richtlinie
2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom
7. September 2005 über die Anerkennung von Berufsqualifi-
kationen (ABl. EU Nr. L 255 S. 22; 2007 Nr. L 271 S. 18; 2008
Nr. L 93 S. 28; 2009 Nr. L 33 S. 49; 2014 Nr. L 305 S. 115), zu-
letzt geändert durch den Delegierten Beschluss (EU) 2016/790
der Kommission vom 13. Januar 2016 (ABl. EU Nr. L 134 S. 135),
erfüllen. 2Den erforderlichen Befähigungs- und Ausbildungs-
nachweisen sind die in Artikel 3 Abs. 3 und Artikel 12 der
Richtlinie 2005/36/EG genannten Ausbildungsnachweise und
Berufsqualifikationen unter den dort genannten Voraussetzun-
gen gleichgestellt.

(2) 1Die Hochschule (§ 3 Abs. 1 Nr. 3) kann die staatliche
Anerkennung unter den Voraussetzungen des Artikels 14
Abs. 1 und 4 bis 6 der Richtlinie 2005/36/EG davon abhängig
machen, dass die Antragstellerin oder der Antragsteller einen
höchstens dreijährigen Anpassungslehrgang erfolgreich abge-
schlossen (Absatz 3) oder eine Eignungsprüfung bestanden hat
(Absatz 4). 2Der Antragstellerin oder dem Antragsteller ist die
Wahl zwischen einem Anpassungslehrgang und einer Eig-
nungsprüfung zu lassen. 3Hat sich die Antragstellerin oder der
Antragsteller nach Satz 2 für eine Eignungsprüfung entschie-
den, so muss diese innerhalb von sechs Monaten ab dem Zu-
gang der Mitteilung über diese Entscheidung bei der Hoch-
schule abgelegt werden können.

(3) 1Der Anpassungslehrgang vermittelt die für die Aus-
übung des Berufs erforderlichen Fach- und Praxiskenntnisse,
die der Antragstellerin oder dem Antragsteller nach den vor-
gelegten Befähigungs- und Ausbildungsnachweisen fehlen. ²Im
Rahmen von Fall- und Projektbearbeitungen sollen die fach-
lichen, methodischen, rechtlichen, organisatorischen und finan-
ziellen Grundlagen der Berufstätigkeit vermittelt werden. ³Teile
des Anpassungslehrgangs können durch die Hochschule orga-
nisierte und fachlich begleitete Hospitationen in einem Arbeits-
feld oder in mehreren Arbeitsfeldern sein. 4Am Ende des An-
passungslehrgangs hat die Antragstellerin oder der Antragstel-
ler eine Hausarbeit oder eine Präsentation anzufertigen, die von
der Hochschule mit „bestanden“ oder „nicht bestanden“ zu
bewerten ist.

(4) 1Die Eignungsprüfung dient dem Nachweis, dass die An-
tragstellerin oder der Antragsteller über die erforderlichen
Fach- und Praxiskenntnisse verfügt und in der Lage ist, den
Beruf auszuüben. ²Die Eignungsprüfung besteht aus einer
Hausarbeit oder einer Präsentation, die von der Hochschule
mit „bestanden“ oder „nicht bestanden“ zu bewerten ist, sowie
einem von der Hochschule durchzuführenden mündlichen
Fachgespräch.

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend für Staatsange-
hörige eines Mitgliedstaates der Europäischen Union mit Aus-
bildungs- und Befähigungsnachweisen, die in einem anderen
Staat ausgestellt sind.

(6) Die Absätze 1 bis 4 gelten auch entsprechend für Staats-
angehörige eines anderen Staates mit Ausbildungs- und Befä-
higungsnachweisen, die in einem Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union oder in einem anderen Staat ausgestellt sind.

§ 3

Anerkennungsverfahren

(1) Der Antrag auf staatliche Anerkennung ist zu stellen

1. in den Fällen des § 1 Abs. 1 Nrn. 1, 3 und 4 bei der Hoch-
schule, an der die Antragstellerin oder der Antragsteller
das Kolloquium absolviert,

2. in den Fällen des § 1 Abs. 1 Nr. 2 bei der Hochschule, an
der die Antragstellerin oder der Antragsteller das Hoch-
schulstudium abschließt, und

3. in den Fällen des § 1 Abs. 1 Nr. 5 bei einer Hochschule in
Niedersachsen, die einen Studiengang auf dem Gebiet der
Sozialen Arbeit anbietet. 

(2) 1Dem Antrag sind beizufügen

1. Nachweise über die berufliche Qualifikation im Original
oder in beglaubigter Kopie,

2. ein Identifikationsnachweis im Original oder in beglaubig-
ter Kopie und

3. in deutscher Sprache eine Erklärung, dass bei der Melde-
behörde ein erweitertes Führungszeugnis nach § 30 a des
Bundeszentralregistergesetzes zur Vorlage bei der Hoch-
schule beantragt worden ist.

2Dem erweiterten Führungszeugnis (Satz 1 Nr. 3) stehen die
Unterlagen gleich, die nach Anhang VII Nr. 1 Buchst. d der
Richtlinie 2005/36/EG anzuerkennen sind. 3Das erweiterte
Führungszeugnis und die Unterlagen nach Satz 2 werden nur
berücksichtigt, wenn sie bei der Vorlage nicht älter als drei
Monate sind. 4Sind die Unterlagen nach Satz 1 Nr. 1 oder 2
oder nach Satz 2 nicht in deutscher Sprache verfasst, so ist zu-
sätzlich eine Übersetzung in deutscher Sprache vorzulegen.
5Unterlagen, die in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union
oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über
den Europäischen Wirtschaftsraum ausgestellt oder anerkannt
wurden, können auch elektronisch übermittelt werden. 6Im
Fall begründeter Zweifel an der Echtheit der nach Satz 5 über-
mittelten Unterlagen und soweit unbedingt geboten kann sich
die Hochschule an die zuständige Stelle des Staates wenden,
in dem die Unterlagen ausgestellt oder anerkannt wurden,
und die Antragstellerin oder den Antragsteller auffordern, be-
glaubigte Kopien vorzulegen. 7Beide Maßnahmen hemmen
nicht den Lauf der Frist nach Absatz 4 Satz 2.

(3) 1Einem Antrag nach § 1 Abs. 1 Nr. 5 sind zusätzlich bei-
zufügen

1. in deutscher Sprache eine tabellarische Aufstellung der
absolvierten Ausbildungsgänge und der einschlägigen Be-
rufserfahrung,

2. eine Bescheinigung über die Berechtigung zur Berufsaus-
übung im Original oder in beglaubigter Kopie und

3. in deutscher Sprache eine Erklärung, ob und bei welcher
Stelle bereits ein Antrag gestellt wurde, und gegebenenfalls
der Bescheid.

2Antragstellerinnen und Antragsteller, die nicht Staatsangehö-
rige eines Mitgliedstaates der Europäischen Union, eines Ver-
tragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum oder eines durch Abkommen gleichgestellten
Staates sind und in diesen Staaten keinen Wohnsitz haben,
haben bei einem Antrag nach § 1 Abs. 1 Nr. 5 durch geeignete
Unterlagen darzulegen, in Niedersachsen eine entsprechende
Erwerbstätigkeit ausüben zu wollen. 3Geeignete Unterlagen
können beispielsweise der Nachweis der Beantragung eines
Einreisevisums zur Erwerbstätigkeit, der Nachweis einer Kon-
taktaufnahme mit potenziellen Arbeitgeberinnen und Arbeit-
gebern oder ein Geschäftskonzept sein. 4Sind die Unterlagen
nach Satz 2 Nr. 2 oder Satz 3 nicht in deutscher Sprache ver-
fasst, so ist zusätzlich eine Übersetzung in deutscher Sprache
vorzulegen.

(4) 1Die Hochschule bestätigt der Antragstellerin oder dem
Antragsteller innerhalb eines Monats den Eingang des Antrags
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und teilt gegebenenfalls mit, welche Unterlagen fehlen. 2Über
den Antrag ist innerhalb kürzester Frist, spätestens jedoch
drei Monate nach Vorliegen der vollständigen Unterlagen,
schriftlich zu entscheiden.

(5) Können die für die Bewertung erforderlichen Nachweise
aus von der Antragstellerin oder dem Antragsteller nicht zu
vertretenden Gründen nicht oder nur teilweise vorgelegt wer-
den oder ist die Vorlage der entsprechenden Unterlagen mit
einem unangemessenen zeitlichen und sachlichen Aufwand
verbunden, so stellt die Hochschule die notwendige gleich-
wertige Befähigung durch eine Eignungsprüfung fest.

(6) In den Fällen des § 1 Abs. 1 Nr. 5 entscheidet die Hoch-
schule zunächst gesondert über die Gleichwertigkeit der Befä-
higung.

(7) Wenn erhebliche und konkrete Zweifel daran bestehen,
dass die Antragstellerin oder der Antragsteller über die für die
Berufsausübung erforderlichen Kenntnisse der deutschen
Sprache verfügt, überprüft die Hochschule nach der Entschei-
dung über die Gleichwertigkeit der Befähigung, ob die erfor-
derlichen Kenntnisse vorliegen.

(8) 1Ist gegen die Antragstellerin oder den Antragsteller we-
gen des Verdachts einer Straftat, aus der sich Zweifel an der
Zuverlässigkeit ergeben, ein Strafverfahren eingeleitet, so kann
die Entscheidung über den Antrag ausgesetzt werden. 2Die
Antragstellerin oder der Antragsteller ist vorher zu hören. 3Die
Aussetzung endet an dem Tag, an dem die Hochschule vom
Ausgang des Strafverfahrens Kenntnis erhält. 

(9) Wer eine staatliche Anerkennung erhalten hat und die
Anerkennungsvoraussetzungen nicht mehr erfüllt, hat dies
der Hochschule mitzuteilen.

(10) Die Antragstellerin oder der Antragsteller erhält über die
staatliche Anerkennung von der Hochschule eine Urkunde.

Z w e i t e r  A b s c h n i t t

Zweiphasige Ausbildung und andere gestufte Ausbildung

§ 4

Ziel und Dauer des Berufsanerkennungsjahres

(1) 1Die Personen im Berufsanerkennungsjahr sollen sich in
die Praxis der Sozialen Arbeit und in die damit verbundenen
Verwaltungstätigkeiten einarbeiten und ihre Fachkenntnisse
vertiefen. 2Das Berufsanerkennungsjahr soll dazu befähigen,
unter Anwendung der im Studium erworbenen Fachkennt-
nisse selbständig und eigenverantwortlich im Bereich der So-
zialen Arbeit tätig zu sein und berufspraktische Aufgaben un-
ter Berücksichtigung der ethischen, rechtlichen, organisatori-
schen und finanziellen Rahmenbedingungen wahrzunehmen.
3Im Berufsanerkennungsjahr wird eine berufspraktische Tä-
tigkeit abgeleistet, die von Lehrveranstaltungen begleitet und
in der ein Praxisbericht angefertigt wird.

(2) Das Berufsanerkennungsjahr dauert zwischen sechs und
zwölf Monaten; die Hochschule legt die Dauer einheitlich fest.

(3) 1Eine gleichwertige hauptberufliche Tätigkeit kann bis
zu einem halben Jahr auf die Dauer des Berufsanerkennungs-
jahres angerechnet werden; das Berufsanerkennungsjahr muss
mindestens sechs Monate dauern. 2Eine gleichwertige Tätig-
keit liegt vor, wenn die Person im Berufsanerkennungsjahr die
Tätigkeit aufgrund eines Abschlusses auf dem Gebiet der So-
zialarbeit, der Sozialpädagogik, der Heilpädagogik, der Bildung
und Erziehung in der Kindheit, der Pädagogik oder der Sozial-
wissenschaften oder aufgrund der Angestelltenprüfung I (Be-
kanntmachung des Innenministeriums vom 14. Juni 1999, Nds.
MBl. S. 357) ausgeübt hat. 3Eine gleichwertige Tätigkeit ist
auch die Tätigkeit als Erzieherin, Erzieher, Heilpädagogin oder
Heilpädagoge.

(4) Die Hochschule kann die Dauer des Berufsanerken-
nungsjahres verlängern, wenn

1. der Ausbildungsvertrag innerhalb eines Monats nach Be-
ginn des Berufsanerkennungsjahres nicht oder nicht voll-
ständig zur Genehmigung (§ 6 Abs. 1) vorgelegt wird oder

2. das Erreichen des Ziels des Berufsanerkennungsjahres ge-
fährdet ist.

(5) 1Hat die Person im Berufsanerkennungsjahr die berufs-
praktische Tätigkeit nicht erfolgreich abgeleistet (§ 8 Abs. 1
Satz 3), so verlängert die Hochschule die Dauer des Berufsan-
erkennungsjahres um zwei bis drei Monate. 2Ist die berufs-
praktische Tätigkeit auch nach der Verlängerung nicht er-
folgreich abgeleistet, so kann die Hochschule die Dauer des
Berufsanerkennungsjahres nochmals um zwei bis drei Monate
verlängern, wenn eine außergewöhnliche Beeinträchtigung
während der Verlängerungszeit vorgelegen hat und eine noch-
malige Verlängerung hinreichend aussichtsreich erscheint.

(6) Wird die berufspraktische Tätigkeit in Teilzeit abgeleis-
tet, so verlängert sich die jeweilige Dauer des Berufsanerken-
nungsjahres entsprechend.

§ 5

Ausbildungsstellen

(1) 1Die berufspraktische Tätigkeit im Berufsanerkennungs-
jahr ist in höchstens zwei geeigneten Einrichtungen der Praxis
der sozialen Arbeit öffentlicher, freier oder privater Träger ab-
zuleisten. ²Die Hochschule kann zulassen, dass die Einarbei-
tung in Verwaltungstätigkeiten in anderen Einrichtungen ab-
geleistet wird.

(2) 1Die Anleitung erfolgt durch eine staatlich anerkannte
Sozialarbeiterin, einen staatlich anerkannten Sozialarbeiter,
eine staatlich anerkannte Sozialpädagogin oder einen staat-
lich anerkannten Sozialpädagogen, die oder der über mindes-
tens zweijährige Berufserfahrung auf dem Gebiet der Sozialen
Arbeit verfügt. 2In besonderen Fällen, zum Beispiel bei einem
Auslandspraktikum, kann die Hochschule die Anleitung durch
eine vergleichbar qualifizierte Person zulassen.

§ 6

Ausbildungsvertrag

(1) Der zwischen der Person im Berufsanerkennungsjahr
und dem Träger der Ausbildungsstelle für die berufsprakti-
sche Tätigkeit abgeschlossene Ausbildungsvertrag bedarf der
Genehmigung der Hochschule.

(2) Der Ausbildungsvertrag muss einen Ausbildungsplan
enthalten, in dem der Ablauf und Abschnitte der berufsprakti-
schen Tätigkeit sowie die Ausbildungsziele der Abschnitte
unter Berücksichtigung des Ziels des Berufsanerkennungsjah-
res festgelegt sind.

(3) Die Genehmigung ist zu versagen, wenn der Ausbildungs-
vertrag den Anforderungen des Absatzes 2 nicht entspricht
oder nicht gewährleistet ist, dass das Ziel des Berufsanerken-
nungsjahres erreicht wird.

§ 7

Begleitende Lehrveranstaltungen

1Die Hochschule führt begleitend zur berufspraktischen Tä-
tigkeit Lehrveranstaltungen durch, die der Vor- und Nachbe-
reitung der praktischen Studienzeit dienen und eine kritische
Reflexion der Tätigkeiten in der praktischen Studienzeit si-
cherstellen. 2Die Hochschule legt die Dauer der begleitenden
Lehrveranstaltungen unter Berücksichtigung betrieblicher Be-
lange der Ausbildungsstellen fest. 3Die Dauer der begleitenden
Lehrveranstaltungen umfasst durchschnittlich mindestens acht
und höchstens zehn Zeitstunden je Monat des Berufsanerken-
nungsjahres.
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§ 8

Beurteilungen, Praxisbericht

(1) 1Die Ausbildungsstelle beurteilt zur Mitte und zum Ende
der berufspraktischen Tätigkeit den Stand der Ausbildung der
Person im Berufsanerkennungsjahr. 2In den Beurteilungen ist
auch anzugeben, ob die Ausbildungsziele entsprechend dem
Ausbildungsplan erreicht sind. 3In der Beurteilung zum Ende
der berufspraktischen Tätigkeit ist festzustellen, ob die Person
im Berufsanerkennungsjahr die berufspraktische Tätigkeit er-
folgreich abgeleistet hat. 4Die Ausbildungsstelle erörtert die
Beurteilungen mit der Person im Berufsanerkennungsjahr und
übersendet sie anschließend der Hochschule.

(2) 1Die Person im Berufsanerkennungsjahr fertigt während
der berufspraktischen Tätigkeit einen Praxisbericht an. 2Der
Praxisbericht ist spätestens einen Monat vor dem Kolloquium
und spätestens drei Monate nach Abschluss des Berufsaner-
kennungsjahres über die Ausbildungsstelle der Hochschule
zuzuleiten. 3Der Praxisbericht ist von der Hochschule mit „be-
standen“ oder „nicht bestanden“ zu beurteilen. 4Er ist mit „be-
standen“ zu beurteilen, wenn er erkennen lässt, dass die Per-
son im Berufsanerkennungsjahr die im Studium erworbenen
Fachkenntnisse in der beruflichen Praxis anwenden kann. 5Ist
der Praxisbericht mit „nicht bestanden“ beurteilt, so erhält die
Person im Berufsanerkennungsjahr einmal Gelegenheit, den
Praxisbericht nachzubessern.

(3) Das Berufsanerkennungsjahr ist erfolgreich abgeschlos-
sen, wenn die Person im Berufsanerkennungsjahr die berufs-
praktische Tätigkeit erfolgreich abgeleistet hat, ihr Praxisbe-
richt mit „bestanden“ beurteilt worden ist und sie an den be-
gleitenden Lehrveranstaltungen teilgenommen hat.

(4) In den Fällen des § 1 Abs. 1 Nrn. 3 und 4 Buchst. b hat
die Antragstellerin oder der Antragsteller einen Praxisbericht
anzufertigen und der Hochschule spätestens einen Monat vor
dem Kolloquium zuzuleiten; Absatz 2 Sätze 3 bis 5 gilt ent-
sprechend.

§ 9

Zulassung zum Kolloquium

(1) Zum Kolloquium nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 wird von der
Hochschule auf Antrag zugelassen, wer nach dem dort ge-
nannten Studium das Berufsanerkennungsjahr erfolgreich ab-
geschlossen hat (§ 8 Abs. 3).

(2) Zum Kolloquium nach § 1 Abs. 1 Nr. 3 wird von der
Hochschule auf Antrag zugelassen, wer nach dem dort ge-
nannten Studium

1. auf dem Gebiet der Sozialen Arbeit in Niedersachsen eine
Erwerbstätigkeit ausübt oder ausüben will und die Absicht
durch geeignete Unterlagen glaubhaft macht,

2. auf dem Gebiet der Sozialen Arbeit mindestens fünf Jahre
in Vollzeit, in Teilzeit entsprechend länger, erfolgreich tätig
war und

3. einen mit „bestanden“ beurteilten Praxisbericht (§ 8 Abs. 4)
angefertigt hat.

(3) Zum Kolloquium nach § 1 Abs. 1 Nr. 4 Buchst. a wird
von der Hochschule auf Antrag zugelassen, wer nach dem
dort genannten Studium

1. die entsprechenden Kompetenzen erworben und

2. das Berufsanerkennungsjahr erfolgreich abgeschlossen (§ 8
Abs. 3)

hat.

(4) Zum Kolloquium nach § 1 Abs. 1 Nr. 4 Buchst. b wird
von der Hochschule auf Antrag zugelassen, wer nach dem
dort genannten Studium

1. die entsprechenden Kompetenzen erworben hat,

2. auf dem Gebiet der Sozialen Arbeit mindestens fünf Jahre
in Vollzeit, in Teilzeit entsprechend länger, erfolgreich tätig
war und

3. einen mit „bestanden“ beurteilten Praxisbericht (§ 8 Abs. 4)
angefertigt hat.

(5) Die berufliche Tätigkeit ist erfolgreich, wenn ein Zeug-
nis des Arbeitgebers bestätigt, dass eine Tätigkeit auf dem Ge-
biet der Sozialen Arbeit gemäß den Anforderungen ausgeübt
wurde.

§ 10

Kolloquium

1Im Kolloquium soll die zu prüfende Person nachweisen,
dass sie

1. das Ausbildungsziel des Berufsanerkennungsjahres in den
Fällen des § 1 Abs. 1 Nrn. 1 und 4 Buchst. a und

2. ein dem Ausbildungsziel des Berufsanerkennungsjahres ver-
gleichbares Ziel in den Fällen des § 1 Abs. 1 Nrn. 3 und 4
Buchst. b

erreicht hat. 2Gegenstand des Kolloquiums sollen insbeson-
dere Fragen sein, die sich aus dem Praxisbericht ergeben. 3Die
zu prüfende Person wird von zwei Personen des wissenschaft-
lichen Personals mit Ausnahme der wissenschaftlichen und
studentischen Hilfskräfte geprüft. 4Das Kolloquium findet als
Einzelgespräch oder als Gruppengespräch mit höchstens fünf
zu prüfenden Personen statt. 5Das Einzelgespräch dauert etwa
30 Minuten, das Gruppengespräch etwa 20 Minuten je zu prü-
fende Person.

§ 11

Beurteilung des Kolloquiums,
Wiederholung, Nichtbestehen

(1) Das Kolloquium ist bestanden, wenn beide Prüfende die
Leistung mit „bestanden“ beurteilen.

(2) 1Wer das Kolloquium nicht bestanden hat, kann es ein-
mal wiederholen. 2Bei Personen, die das Berufsanerkennungs-
jahr abgeschlossen haben, bestimmt die Hochschule auf Vor-
schlag der Prüfenden, ob eine weitere berufspraktische Tätig-
keit abzuleisten ist, wie lange sie dauert und ob erneut ein
Praxisbericht anzufertigen ist. 3§ 4 Abs. 1 und die §§ 5, 6, 8
Abs. 1 bis 3 sowie § 9 Abs. 1 und 3 gelten entsprechend.

(3) 1Die Hochschule kann eine nochmalige Wiederholung des
Kolloquiums zulassen, wenn eine außergewöhnliche Beein-
trächtigung der zu prüfenden Person in der Wiederholungs-
prüfung vorgelegen hat und eine nochmalige Wiederholung
hinreichend aussichtsreich erscheint. 2Eine weitere berufs-
praktische Tätigkeit ist nicht vorzusehen.

(4) Über den Ablauf und den wesentlichen Inhalt des Kollo-
quiums ist eine Niederschrift anzufertigen.

(5) Ist das Kolloquium endgültig nicht bestanden, so erteilt
die Hochschule hierüber einen Bescheid.

§ 12

Rücktritt, Verhinderung, Versäumnis

(1) Ist der Termin für das Kolloquium der zu prüfenden Per-
son noch nicht mitgeteilt, so kann die zu prüfende Person von
dem Kolloquium ohne Angabe von Gründen zurücktreten.

(2) 1Ist die zu prüfende Person nach Mitteilung des Termins
für das Kolloquium durch Krankheit oder einen sonstigen von
ihr nicht zu vertretenden Grund an der Ablegung des Kollo-
quiums gehindert, so hat sie dies der Hochschule unverzüg-
lich mitzuteilen und dies bei Erkrankung durch ein ärztliches
Zeugnis, im Übrigen in sonst geeigneter Weise, unverzüglich
nachzuweisen. 2Die Hochschule kann die Vorlage eines amts-
ärztlichen Zeugnisses verlangen. 3Liegt eine von der zu prü-
fenden Person nicht zu vertretende Verhinderung vor, so gilt
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das Kolloquium als nicht unternommen. 4Legt die zu prüfen-
de Person das Kolloquium ohne Vorliegen eines Grundes nach
Satz 1 nicht ab, so ist das Kolloquium nicht bestanden.

§ 13

Übergangsbestimmung

Hat eine Praktikantin oder ein Praktikant die berufsprakti-
sche Tätigkeit der zweiphasigen Ausbildung auf dem Gebiet
der Sozialen Arbeit vor dem 1. Januar 2012 begonnen, so ist
auf Verlangen der Praktikantin oder des Praktikanten die Ver-
ordnung über staatlich anerkannte Sozialarbeiter/Sozialpäd-
agogen vom 8. August 1983 (Nds. GVBl. S. 179), geändert durch
Verordnung vom 22. August 1990 (Nds. GVBl. S. 430), weiter-
hin anzuwenden.

D r i t t e r  A b s c h n i t t

Einphasige Ausbildung

§ 14

Praktische Studienzeit

(1) ¹In der praktischen Studienzeit sollen sich die Studie-
renden in die Praxis der Sozialen Arbeit und in die damit ver-
bundenen Verwaltungstätigkeiten einarbeiten und ihre Fach-
kenntnisse vertiefen. 2Die praktische Studienzeit soll die Stu-
dierenden befähigen, unter Anwendung der im Studium er-
worbenen Fachkenntnisse selbständig und eigenverantwort-
lich auf dem Gebiet der Sozialen Arbeit tätig zu sein und be-
rufspraktische Aufgaben unter Berücksichtigung der rechtli-
chen, organisatorischen, ethischen und finanziellen Rahmen-
bedingungen wahrzunehmen.

(2) 1Im Rahmen der praktischen Studienzeit sind mindes-
tens 30 Leistungspunkte zu erwerben. 2Eine gleichwertige
hauptberufliche Tätigkeit kann mit bis zu 15 Leistungspunk-
ten auf die praktische Studienzeit angerechnet werden. 3Eine
gleichwertige Tätigkeit liegt vor, wenn die oder der Studieren-
de die Tätigkeit aufgrund eines Abschlusses auf dem Gebiet
der Sozialarbeit, der Sozialpädagogik, der Heilpädagogik, der
Bildung und Erziehung in der Kindheit, der Pädagogik oder
der Sozialwissenschaften oder aufgrund der Angestelltenprü-
fung I ausgeübt hat. 4Eine gleichwertige Tätigkeit ist auch die
Tätigkeit als Erzieherin, Erzieher, Heilpädagogin oder Heil-
pädagoge.

(3) 1Die praktische Studienzeit ist in höchstens zwei geeig-
neten Einrichtungen der Praxis der sozialen Arbeit abzuleis-
ten. 2Die Anleitung erfolgt durch eine staatlich anerkannte So-
zialarbeiterin, einen staatlich anerkannten Sozialarbeiter, eine
staatlich anerkannte Sozialpädagogin oder einen staatlich an-
erkannten Sozialpädagogen, die oder der über mindestens
zweijährige Berufserfahrung auf dem Gebiet der sozialen Ar-
beit verfügt. 3In besonderen Fällen kann die Hochschule die
Anleitung durch eine vergleichbar qualifizierte Person zulassen.

(4) 1Der zwischen der Praktikantin oder dem Praktikanten
und dem Träger der Praxisstelle abgeschlossene Praktikums-
vertrag bedarf der Genehmigung der Hochschule. 2Der Prakti-
kumsvertrag muss einen Ausbildungsplan enthalten, in dem
der Ablauf der praktischen Studienzeit sowie die Ausbildungs-
ziele unter Berücksichtigung des Ziels der praktischen Stu-
dienzeit festgelegt sind. 3Die Genehmigung ist zu versagen,
wenn der Praktikumsvertrag den Anforderungen des Satzes 2
nicht entspricht oder nicht gewährleistet ist, dass das Ziel der
praktischen Studienzeit erreicht werden kann.

(5) Die Hochschule führt begleitend zur praktischen Stu-
dienzeit Lehrveranstaltungen durch, die der Vor- und Nach-
bereitung der praktischen Studienzeit dienen und eine kriti-
sche Reflexion der Tätigkeiten in der praktischen Studienzeit
sicherstellen.

(6) Das Ende der praktischen Studienzeit schließt mit einer
Hochschulprüfung ab.

Z w e i t e r  T e i l 

Anerkennung auf dem Gebiet der Heilpädagogik

§ 15

Staatliche Anerkennung

1Die staatliche Anerkennung als Heilpädagogin (B. A.) oder
Heilpädagoge (B. A.) erhält auf Antrag, wer

1. in Niedersachsen ein Hochschulstudium auf dem Gebiet
der Heilpädagogik abgeschlossen hat, das eine praktische
Studienzeit (§ 16) einschließt oder

2. aufgrund einer im Ausland abgeschlossenen Ausbildung
über eine gleichwertige Befähigung verfügt.

2§ 1 Abs. 2 und 3 und § 2 gelten entsprechend.

§ 16

Praktische Studienzeit

(1) 1In der praktischen Studienzeit sollen sich die Studie-
renden in die Praxis der Heilpädagogik und in die damit ver-
bundenen Verwaltungstätigkeiten einarbeiten und ihre Fach-
kenntnisse vertiefen. 2Die praktische Studienzeit soll die Stu-
dierenden befähigen, unter Anwendung der im Studium er-
worbenen Fachkenntnisse selbständig und eigenverantwortlich
auf dem Gebiet der Heilpädagogik tätig zu sein und berufs-
praktische Aufgaben unter Berücksichtigung der rechtlichen,
organisatorischen, ethischen und finanziellen Rahmenbedin-
gungen wahrzunehmen.

(2) 1Im Rahmen der praktischen Studienzeit sind mindes-
tens 30 Leistungspunkte zu erwerben. 2Eine gleichwertige
hauptberufliche Tätigkeit kann mit bis zu 15 Leistungspunk-
ten auf die praktische Studienzeit angerechnet werden. 3Eine
gleichwertige Tätigkeit liegt vor, wenn die oder der Studieren-
de die Tätigkeit aufgrund eines Abschlusses auf dem Gebiet
der Heilpädagogik, der Sozialarbeit, der Sozialpädagogik, der
Bildung und Erziehung in der Kindheit, der Pädagogik oder
der Sozialwissenschaften oder aufgrund der Angestelltenprü-
fung I ausgeübt hat. 4Eine gleichwertige Tätigkeit ist auch die
Tätigkeit als Erzieherin, Erzieher, Heilerziehungspflegerin,
Heilerziehungspfleger, Heilpädagogin oder Heilpädagoge.

(3) 1Die praktische Studienzeit ist in höchstens zwei geeig-
neten Einrichtungen der Praxis der Heilpädagogik abzuleis-
ten. 2Die Anleitung erfolgt durch eine staatlich anerkannte
Heilpädagogin oder einen staatlich anerkannten Heilpädagogen,
die oder der über mindestens zweijährige Berufserfahrung auf
dem Gebiet der Heilpädagogik verfügt. 3In besonderen Fällen
kann die Hochschule die Anleitung durch eine vergleichbar
qualifizierte Person zulassen.

(4) 1Der zwischen der Praktikantin oder dem Praktikanten
und dem Träger der Praxisstelle abgeschlossene Praktikums-
vertrag bedarf der Genehmigung der Hochschule. 2Der Prakti-
kumsvertrag muss einen Ausbildungsplan enthalten, in dem
der Ablauf der praktischen Studienzeit sowie die Ausbildungs-
ziele unter Berücksichtigung des Ziels der praktischen Stu-
dienzeit festgelegt sind. 3Die Genehmigung ist zu versagen,
wenn der Praktikumsvertrag den Anforderungen des Satzes 2
nicht entspricht oder nicht gewährleistet ist, dass das Ziel der
praktischen Studienzeit erreicht werden kann.

(5) Die Hochschule führt begleitend zur praktischen Stu-
dienzeit Lehrveranstaltungen durch, die der Vor- und Nach-
bereitung der praktischen Studienzeit dienen und eine kriti-
sche Reflexion der Tätigkeiten in der praktischen Studienzeit
sicherstellen.

(6) Die praktische Studienzeit schließt mit einer Hochschul-
prüfung ab.
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§ 17

Anerkennungsverfahren

(1) Der Antrag auf staatliche Anerkennung ist zu stellen

1. in den Fällen des § 15 Satz 1 Nr. 1 bei der Hochschule, an
der die Antragstellerin oder der Antragsteller das Hoch-
schulstudium abschließt, und

2. in den Fällen des § 15 Satz 1 Nr. 2 bei einer Hochschule in
Niedersachsen, die einen Studiengang auf dem Gebiet der
Heilpädagogik anbietet. 

(2) 1Dem Antrag sind die in § 3 Abs. 2 genannten Unterla-
gen beizufügen. 2Einem Antrag nach § 15 Satz 1 Nr. 2 sind zu-
sätzlich beizufügen

1. in deutscher Sprache eine tabellarische Aufstellung der
absolvierten Ausbildungsgänge und der einschlägigen Be-
rufserfahrung,

2. eine Bescheinigung über die Berechtigung zur Berufsaus-
übung im Original oder in beglaubigter Kopie und

3. in deutscher Sprache eine Erklärung, ob und bei welcher
Stelle bereits ein Antrag gestellt wurde, und gegebenen-
falls der Bescheid.

3Antragstellerinnen und Antragsteller, die nicht Staatsange-
hörige eines Mitgliedstaates der Europäischen Union, eines
Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum oder eines durch Abkommen gleichgestellten
Staates sind und in diesen Staaten keinen Wohnsitz haben,
haben bei einem Antrag nach § 15 Abs. 1 Nr. 2 durch geeigne-
te Unterlagen darzulegen, in Niedersachsen eine entsprechende
Erwerbstätigkeit ausüben zu wollen. 4Geeignete Unterlagen
können beispielsweise der Nachweis der Beantragung eines
Einreisevisums zur Erwerbstätigkeit, der Nachweis einer Kon-
taktaufnahme mit potenziellen Arbeitgeberinnen und Arbeit-
gebern oder ein Geschäftskonzept sein. 5Sind die Unterlagen
nach Satz 2 Nr. 2 oder Satz 4 nicht in deutscher Sprache ver-
fasst, so ist zusätzlich eine Übersetzung in deutscher Sprache
vorzulegen.

(3) In den Fällen des § 15 Satz 1 Nr. 2 entscheidet die Hoch-
schule zunächst gesondert über die Gleichwertigkeit der Befä-
higung.

(4) Im Übrigen gilt § 3 Abs. 4, 5 und 7 bis 10 entsprechend.

§ 18

Übergangsbestimmung

Wurde im Inland ein Hochschulstudium auf dem Gebiet
der Heilpädagogik, das zur Heilpädagogin oder zum Heilpäd-
agogen qualifiziert, vor dem 1. August 2016 begonnen, so richtet
sich die staatliche Anerkennung als Heilpädagogin (B. A.) oder
Heilpädagoge (B. A.) weiterhin nach der Verordnung über die
staatliche Anerkennung von Berufsqualifikationen auf dem
Gebiet der Sozialen Arbeit und der Heilpädagogik vom 28. Ja-
nuar 2013 (Nds. GVBl. S. 38), zuletzt geändert durch Artikel 5
des Gesetzes vom 8. Juni 2016 (Nds. GVBl. S. 97).

D r i t t e r  T e i l

Anerkennung auf dem Gebiet der Bildung und Erziehung
in der Kindheit

§ 19

Staatliche Anerkennung
1Die staatliche Anerkennung als Kindheitspädagogin (B. A.)

oder als Kindheitspädagoge (B. A.) erhält auf Antrag, wer

1. in Niedersachsen ein Hochschulstudium auf dem Gebiet
der Bildung und Erziehung in der Kindheit abgeschlossen
hat, das 

a) eine praktische Studienzeit (§ 20) einschließt,

b) den inhaltlichen Anforderungen des Beschlusses der
Kultusministerkonferenz vom 16. September 2010 so-

wie der Jugend- und Familienministerkonferenz vom
14. Dezember 2010 „Gemeinsamer Orientierungsrah-
men Bildung und Erziehung in der Kindheit“ (veröf-
fentlicht im Internet unter www.kmk.de) entspricht
und

c) einen wesentlichen Studienschwerpunkt auf die metho-
disch-didaktisch fundierte Begleitung von Lern- und
Bildungsprozessen in mindestens drei der folgenden
Bildungsbereiche setzt:

aa) Körper-Bewegung-Gesundheit,

bb) Sprache und Sprechen,

cc) Mathematisches Grundverständnis,

dd) Ästhetische Bildung,

ee) Natur- und Lebenswelt,

ff) Ethische und religiöse Fragen,

2. vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung in Niedersachsen
ein Studium auf dem Gebiet der Bildung und Erziehung in
der Kindheit abgeschlossen oder begonnen hat, wenn

a) das Studium die Voraussetzungen der Nummer 1
Buchst. a und b erfüllt oder

b) das Studium die Voraussetzungen der Nummer 1
Buchst. a und b jeweils mindestens zu 75 Prozent er-
füllt und

aa) die verbleibenden Unterschiede zu einer in einem
Abschluss nach Nummer 1 Buchst. a und b erwor-
benen Qualifikation durch den Erwerb entspre-
chender Kompetenzen im Rahmen eines Angebots
einer niedersächsischen Hochschule ausgeglichen
werden oder

bb) eine dreimonatige Tätigkeit in Vollzeit oder einem
entsprechenden Teilzeitäquivalent in der Kinder-
tagesbetreuung ausgeübt wurde und die verblei-
benden Unterschiede zu einer in einem Abschluss
nach Nummer 1 Buchst. b erworbenen Qualifikati-
on durch den Erwerb entsprechender Kompeten-
zen im Rahmen eines Angebots einer niedersäch-
sischen Hochschule ausgeglichen werden 

oder

3. aufgrund einer im Ausland abgeschlossenen Ausbildung
über eine gleichwertige Befähigung verfügt.

2§ 1 Abs. 2 und 3 und § 2 gelten entsprechend.

§ 20

Praktische Studienzeit

(1) 1In der praktischen Studienzeit sollen sich die Studie-
renden in die Praxis der Kindheitspädagogik einarbeiten und
ihre Fachkenntnisse vertiefen. 2Die praktische Studienzeit soll
die Studierenden befähigen, unter Anwendung der im Studium
erworbenen Fachkenntnisse selbständig und eigenverantwort-
lich auf dem Gebiet der Kindheitspädagogik tätig zu sein. 3Sie
sollen in der pädagogischen Arbeit mit Kindern, vorrangig in
der Kindertagesbetreuung, lernen, in unterschiedlichen Si-
tuationen angemessen zu handeln und ihre Wahrnehmungs-,
Deutungs- und Reflexionskompetenz stärken. 4Sie sollen dar-
über hinaus lernen, die institutionellen, rechtlichen und ethi-
schen Rahmenbedingungen der Bildung und Erziehung in der
Kindheit zu berücksichtigen und ihre organisationsbezogenen
Kompetenzen zu entwickeln.

(2) 1Im Rahmen der praktischen Studienzeit sind mindes-
tens 30 Leistungspunkte zu erwerben. 2Eine gleichwertige
hauptberufliche Tätigkeit kann mit bis zu 15 Leistungspunk-
ten auf die praktische Studienzeit angerechnet werden. 3Eine
gleichwertige Tätigkeit liegt vor, wenn die oder der Studieren-
de die Tätigkeit aufgrund eines Abschlusses auf dem Gebiet
der Bildung und Erziehung in der Kindheit, der Sozialen Ar-
beit oder der Heilpädagogik in einer Tageseinrichtung für Kin-
der ausgeübt hat. 4Eine gleichwertige Tätigkeit ist auch die
Tätigkeit als Erzieherin, Erzieher, Heilerziehungspflegerin,
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Heilerziehungspfleger, Heilpädagogin oder Heilpädagoge, die
in der Arbeit in Gruppen mit Kindern im Alter von bis zu
zehn Jahren in einer Einrichtung der Kinder- und Jugendhilfe
ausgeübt wurde.

(3) 1Die praktische Studienzeit ist in höchstens zwei geeig-
neten Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe, die Kinder
im Alter von bis zu zehn Jahren bilden und erziehen, abzu-
leisten. 2In besonderen Fällen kann die Hochschule zulassen,
dass die praktische Studienzeit ausnahmsweise in drei geeig-
neten Einrichtungen abgeleistet wird. 3Die Anleitung erfolgt
durch eine staatlich anerkannte Kindheitspädagogin oder ei-
nen staatlich anerkannten Kindheitspädagogen, die oder der
über mindestens zweijährige Berufserfahrung auf dem Gebiet
der Kindheitspädagogik verfügt. 4In begründeten Fällen kann
die Hochschule die Anleitung durch eine vergleichbar qualifi-
zierte Person zulassen.

(4) 1Der zwischen der Praktikantin oder dem Praktikanten
und dem Träger der Praxisstelle abgeschlossene Praktikums-
vertrag bedarf der Genehmigung der Hochschule. 2Der Prakti-
kumsvertrag muss einen Ausbildungsplan enthalten, in dem
der Ablauf der praktischen Studienzeit sowie die Ausbil-
dungsziele unter Berücksichtigung des Ziels der praktischen
Studienzeit festgelegt sind. 3Die Genehmigung ist zu versagen,
wenn der Praktikumsvertrag den Anforderungen des Satzes 2
nicht entspricht oder nicht gewährleistet ist, dass das Ziel der
praktischen Studienzeit erreicht werden kann.

(5) Die Hochschule begleitet die praktische Studienzeit
durch Lehrveranstaltungen, stellt die Vor- und Nachbereitung
der praktischen Studienzeit sicher und ermöglicht eine kriti-
sche Reflexion der Tätigkeiten in der praktischen Studienzeit.

(6) Die praktische Studienzeit schließt mit einer Hochschul-
prüfung ab.

§ 21

Anerkennungsverfahren

(1) Der Antrag auf staatliche Anerkennung ist zu stellen

1. in den Fällen des § 19 Satz 1 Nrn. 1 und 2 bei der Hoch-
schule, an der die Antragstellerin oder der Antragsteller
das Hochschulstudium abschließt oder abgeschlossen hat,

2. in den Fällen des § 19 Satz 1 Nr. 3 bei einer Hochschule in
Niedersachsen, die einen Studiengang auf dem Gebiet der
Bildung und Erziehung in der Kindheit anbietet. 

(2) 1Dem Antrag sind die in § 3 Abs. 2 genannten Unterla-
gen beizufügen. 2Einem Antrag nach § 19 Satz 1 Nr. 3 sind zu-
sätzlich beizufügen

1. in deutscher Sprache eine tabellarische Aufstellung der
absolvierten Ausbildungsgänge und der einschlägigen Be-
rufserfahrung,

2. eine Bescheinigung über die Berechtigung zur Berufsaus-
übung im Original oder in beglaubigter Kopie und

3. in deutscher Sprache eine Erklärung, ob und bei welcher
Stelle bereits ein Antrag gestellt wurde, und gegebenenfalls
der Bescheid.

3Antragstellerinnen und Antragsteller, die nicht Staatsange-
hörige eines Mitgliedstaates der Europäischen Union, eines
Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum oder eines durch Abkommen gleichgestellten Staa-
tes sind und in diesen Staaten keinen Wohnsitz haben, haben
bei einem Antrag nach § 19 Satz 1 Nr. 3 durch geeignete Un-
terlagen darzulegen, in Niedersachsen eine entsprechende Er-
werbstätigkeit ausüben zu wollen. 4Geeignete Unterlagen kön-
nen beispielsweise der Nachweis der Beantragung eines Ein-
reisevisums zur Erwerbstätigkeit, der Nachweis einer Kontakt-
aufnahme mit potenziellen Arbeitgeberinnen und Arbeitge-
bern oder ein Geschäftskonzept sein. 5Sind die Unterlagen
nach Satz 2 Nr. 2 oder Satz 4 nicht in deutscher Sprache ver-
fasst, so ist zusätzlich eine Übersetzung in deutscher Sprache
vorzulegen.

(3) In den Fällen des § 19 Satz 1 Nr. 3 entscheidet die Hoch-
schule zunächst gesondert über die Gleichwertigkeit der Befä-
higung.

(4) Im Übrigen gilt § 3 Abs. 4, 5 und 7 bis 10 entsprechend.

V i e r t e r  T e i l

Schlussvorschriften

§ 22

Inkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung
in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung über die staatliche An-
erkennung von Berufsqualifikationen auf dem Gebiet der So-
zialen Arbeit und der Heilpädagogik vom 28. Januar 2013
(Nds. GVBl. S. 38), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Geset-
zes vom 8. Juni 2016 (Nds. GVBl. S. 97), außer Kraft.

Hannover, den 17. Mai 2017

Niedersächsisches Ministerium
für Wissenschaft und Kultur

H e i n e n - K l j a j i c

Ministerin
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B e r i c h t i g u n g
der Kostenordnung für das amtliche Vermessungswesen

Die Kostenordnung für das amtliche Vermessungswesen vom
25. März 2017 (Nds. GVBl. S. 68) wird wie folgt berichtigt:

1. Anlage 1 wird wie folgt berichtigt:

a) In der Inhaltsübersicht wird in Nummer 6 das Wort
„öffentliche“ durch das Wort „öffentlichen“ ersetzt.

b) In den Erläuterungen zu den verwendeten Abkürzungen
wird die Angabe „GPPS-Pro“ durch die Angabe „GPPS-
PrO“ ersetzt.

c) In Tabelle 4 Nrn. 1.1.5 und 2.1.6 wird jeweils die An-
gabe „GPPS-Pro“ durch die Angabe „GPPS-PrO“ ersetzt.

2. In Anlage 2 Nr. 2 wird das Wort „Vermessungsstelle“ durch
das Wort „Vermessungsstellen“ ersetzt.

Hannover, den 17. Mai 2017

Niedersächsisches Ministerium
für Inneres und Sport

Im Auftrage

L i e b i g

Ministerialrat
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